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Die Ereignisse im Reich Ende Oktober / An-
fang November 1918, die Weigerungen der 
Matrosen, gegen die englische Flotte auszu-
laufen, das deutschlandweite Aufk ommen 
von Arbeiter- und Soldatenräten und die De-
monstrationen der Arbeiter in Berlin und an-
deren Städten griff en auch auf Baden über. 
Am 8./9.11.1918 bildeten Soldaten in einigen 
Städten Badens Soldatenräte, die für Unruhe 
durch die Besetzung öff entlicher Gebäude 
sorgten. Nachdem Philipp Scheidemann am 
9.11.1918 um 14:00 Uhr in Berlin die Repu-
blik ausgerufen hatte, bildete sich noch am 
gleichen Tag in der Landeshauptstadt Karls-
ruhe ein Soldatenrat und ein aus Vertretern 
von Parteien und Gewerkschaft en hervorge-
gangener Wohlfahrtsausschuss. Dieser ver-
ständigte sich mit dem Soldatenrat, dass über 
eine demokratische Staatsform eine von den 
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Badenern, einschließlich der Frauen, gewählte 
Nationalversammlung zu befi nden habe. Bis 
zum Zusammentritt einer frei gewählten Na-
tionalversammlung sollte eine Provisorische 
Regierung die Geschicke Badens leiten.

Am 10.11.1918 gründeten der Soldatenrat 
und der Wohlfahrtsausschuss die Provisori-
sche Regierung. Zwei Tage vorher hatte der 
großherzogliche Staatsminister von Bodman 
beim Großherzog Friedrich II. (1857–1928) 
seinen Rücktritt eingereicht. Friedrich II. 
nannte die Provisorische Regierung nicht ver-
fassungsgemäß, erhob aber keinen Einspruch 
gegen sie und entließ seine Minister aus ih-
ren Ämtern. Das Innenministerium telegra-
fi erte noch am gleichen Tag an die Bezirks-
ämter, dass die Beamten auf ihren Posten blei-
ben und die Anweisungen der Provisorischen 
Regierung befolgen sollten. Fünf Parteien und 

Das demokratische Land Baden zwischen den zwei Weltkriegen existierte nicht lange, von 
1919–1933. In dieser Zeit erlebte Baden mehr Tiefen als Höhen. Die Tiefen waren die schlechte 
Nachkriegsentwicklung seit 1918, das Krisenjahr 1923, die Weltwirtschaft skrise von 1929 und 
die sich anschließende Aufl ösung der badischen Demokratie ab 1933. Die erstarkte Konjunk-
tur seit 1924 war ein Höhepunkt in der Entwicklung Badens nach dem Ersten Weltkrieg, als 
die Zahl der verschiedenen Industriegebiete zu- und die Arbeitslosigkeit abnahm. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg ist das Land Baden nach anfänglichen Schwierigkeiten, ob es sich mit 
Württemberg zu einem Bundesland zusammenschließen sollte, mit Württemberg vereinigt 
ein wirtschaft lich starkes und zuverlässiges demokratisches Bundesland in der Bundes republik 
Deutschland geworden.
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Karlsruher Zeitung – Staatsanzeiger für das Großherzogtum Baden, Karlsruhe, 10. November 1918 
(Stadtarchiv Karlsruhe, Abt. 8/PBS X Nr. 1029 a)
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zwei Mitglieder der Arbeiter- und Soldaten-
räte waren an der Provisorischen Regierung 
beteiligt. Den Vorsitz erhielt Anton Geiß, 
Landesvorsitzender der SPD und Vizepräsi-
dent des ehemaligen Badischen Landtags. Von 
den Mehrheitssozialdemokraten übernahmen 
Ludwig Marum das Ressort Justiz, Fritz Sto-
ckinger das für den Unterricht,  Philipp Martz-
loff  aus Freiburg das für Übergangswirtschaft  
und Wohnungswesen und Leopold Rückert 
das für Verkehr. Die USPD stellte zwei Mi-
nister, Johann Brümmer für militärische An-
gelegenheiten, der gleichzeitig Vorsitzender 
des Karlsruher Soldatenrats war, und Adolf 

Schwarz für das Ressort soziale Fürsorge, der 
noch zusätzlich den Mannheimer Arbeiter- 
und Soldatenrat leitete. Vom Zentrum über-
nahm Joseph Wirth das Finanzministerium 
und Gustav Trunk das Ernährungsministe-
rium. Das Innenministerium leitete Ludwig 
Haas von der Fortschrittlichen Volkspartei 
und der Konstanzer Oberbürgermeister Her-
mann Dietrich von den Nationalliberalen das 
badische Außenministerium.

In Compiègne unterzeichnete Erzberger 
im Namen des Rates der Volksbeauft ragten 
am 11.11.1918 den Waff enstillstand, so dass 
Großherzog Friedrich II. am 13.11.1918 auf 

Die badische vorläufige Volksregierung, 1918 (Generallandesarchiv Karlsruhe, GLA J-AC-B/116)
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die Regierungsgewalt verzichtete, die Abdan-
kungsurkunde für sich und seine Nachkom-
men unterschrieb Friedrich II. am 22.11.1918 
auf Schloss Langenstein im Hegau.

Die Wahlen zur Badischen Nationalver-
sammlung fanden am 5.1.1919 statt. Bei ei-
ner Wahlbeteiligung von 88,1 % erhielt das 
Zentrum 39 Mandate, die SPD 36, die Deut-
sche Demokratische Partei (DDP) 25 und die 
Deutsch-Nationale Volkspartei 7. Die USPD 
erhielt keinen Sitz in der Badischen National-
versammlung. Deswegen verließen die Mit-
glieder der USPD die vorläufi ge Regierung. 
Bei dieser Wahl wurden zum ersten Mal 
Frauen in eine badische parlamentarische 
Versammlung gewählt: das Zentrum und die 
SPD erhielten je vier weibliche Abgeordnete, 
die DDP mit Marianne Weber eine weibliche 
Abgeordnete. Diese wies in der ersten Sitzung 
des Landtages die männlichen Abgeordne-
ten darauf hin, dass nunmehr die Frauen den 
Staat und seinen Wiederaufb au mitgestalten 
würden. Nach der Wahl zur Badischen Na-
tionalversammlung löste die vorläufi ge Re-
gierung die Erste und Zweite Kammer des 
alten Badischen Landtags auf und berief die 
neugewählte Nationalversammlung auf den 
15.1.1919 ein. Dieser Nationalversammlung 
legte die vorläufi ge Regierung einen Verfas-
sungsentwurf vor, über den vorher vier be-
kannte Parteipolitiker, Dr. Dietz (SPD), Dr. 
Glockner (Nationalliberale), Dr. Zehnter 
(Zentrum) und Dr. Weill (DDP), beraten hat-
ten. Die Nationalversammlung überwies den 
Entwurf an eine Verfassungskommission, die 
über die zukünft ige Verfassung eingehend 
beraten hatte und ihren Entwurf an das Ple-
num der Nationalversammlung weiterleitete, 
das den Verfassungsvorschlag mehrheitlich 
annahm. Das badische Volk stimmte in ei-
ner Volksabstimmung am 13. April 1919 mit 
großer Mehrheit der neuen Verfassung vom 

21. März 1919 zu. Träger der Staatsgewalt war 
das badische Volk (Männer und Frauen ab 20 
Jahre), das seine Abgeordneten in allgemei-
ner, freier, gleicher, unmittelbarer und gehei-
mer Wahl bestimmte und das an der Gesetz-
gebung unmittelbar durch Volksabstimmun-
gen und mittelbar durch die Abgeordneten 
im Landtag beteiligt war. Der Landtag wählte 
aus seinen Mitgliedern die Minister, die aus 
ihrem Kreis alljährlich einen Staatspräsiden-
ten und seinen Stellvertreter wählten. Und die 
Minister konnten vom Landtag mit absoluter 
Mehrheit abberufen werden. So wurde die 
demokratische Republik Baden, die nun die 
Grundrechte garantierte, zu einem selbststän-
digen Bundesstaat im Deutschen Reich.

Erste Krisen

Durch den Versailler Vertrag wurde Baden zu 
einem Grenzland zu Frankreich, der Grenz-
streifen wurde besetzt, eine 50 km-Zone 
entmilitarisiert. Der Kehler Hafen war von 
Frankreich besetzt und mit dem Straßburger 
Hafen zusammengeschlossen worden. Nach 
dem Waff enstillstandsabkommen vom 11. 
November 1918 mussten die deutschen Trup-
pen innerhalb von drei Wochen von Frank-
reich nach Deutschland zurückgeführt und 
in ihren Garnisonen demobilisiert werden. 
In Baden sind viele der heimgekehrten Sol-
daten in die Arbeitslosigkeit entlassen wor-
den, weil es für sie kaum Arbeitsplätze gab 
und nur wenige in die Freiwilligenverbände 
übernommen wurden, die zum Teil im Balti-
kum und Schlesien kämpft en. Die Kriegswirt-
schaft  musste auf Friedensproduktion umge-
stellt werden und in diesem Zusammenhang 
hatte die Reichsregierung angeordnet, dass 
die von Frauen besetzten Arbeitsstellen für 
die Männer, die ehemaligen Soldaten, frei-
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zustellen seien. Dieser Prozess ließ sich nicht 
schnell umsetzen und außerdem konnten 
viele Betriebe wegen der fehlenden Energie, 
der Kohle, nicht arbeiten, so dass die Arbeits-
losigkeit stark zunahm.

In Mannheim fand am 21. Februar 1919 
eine zweite Revolution statt. Nach einer Trau-
erfeier für den Vorsitzenden der Münchener 
Räteregierung, Kurt Eisner, rief der KPD-Ver-
treter Stolzenberg in Mannheim die Räterepu-
blik aus, in deren Verlauf das Schloss verwüs-
tet und Akten verbrannt, Gefangene befreit 
und reguläre Truppen entwaff net wurden. In-
folge der Unruhen am nächsten Tag sind ein 
Mann getötet und mehrere Menschen verletzt 
worden. Nur durch ein beherztes Eingreifen 
der Provisorischen Regierung aus Karlsruhe, 
in dem sie Freiwilligenverbände nach Mann-
heim entsandte, konnte die Ruhe wieder her-
gestellt werden.

Auch während des kurzfristigen Kapp-Put-
sches in Berlin, bei dem die rechtmäßige Re-
gierung durch die Brigade Ehrhardt aus dem 
Amt vertrieben wurde, gab es Unruhen in Ba-
den, so z. B. in Freiburg mit zwei Toten und 
einem Schwerverletzten. Die badische Re-
gierung lehnte aber Verhandlungen mit der 
Kapp-Regierung ab, die durch einen General-
streik in ganz Deutschland zur Aufgabe ge-
zwungen wurde.

Die Landwirtschaft  verlor wegen der Grenz-
lage viele Absatzmärkte, den Bauern fehlten 
Dünger und Saatgut. Einige große Industrie-
fi rmen verlegten ihre Produktionsstandorte 
in die Mitte des Reiches, z. B. die Firma Lanz 
aus Mannheim nach Magdeburg, die Zell-
stoff - und Papierwerke Waldhof-Mannheim 
und die Firma Sunlicht AG nach Berlin. Die 
mittelständischen Betriebe konnten sich aber 
schnell an die Nachkriegssituation anpassen, 
da ihre Geschäft e von der dezentralen Struk-
tur Badens profi tierten. Durch eine erhöhte 

Einwohnerzahl in den Städten nach dem Krieg 
nahm die Wohnungsnot hier zu, die Baupreise 
und Mieten stiegen enorm an. Als Gegenre-
aktion errichteten die Baugenossenschaft en in 
vielen Städten, wie Freiburg, Karlsruhe, Kon-
stanz oder Mannheim, Mehrfamilienwoh-
nungen zu einem günstigen Mietpreis. Viele 
Arbeiter, die in der Stadt arbeiteten, wohnten 
oft  noch auf dem Land, wo sie sich mit einem 
Stück Garten selbst versorgten und so die Ein-
kommensausfälle kompensieren konnten.

Das Krisenjahr 1923

Die Besetzung von Industrieanlagen als pro-
duktive Pfänder im Ruhrgebiet führte auch in 
Baden, z. B. in der Ortenau und in den Mann-
heimer und Karlsruher Häfen, zu Besetzun-
gen. Die Bevölkerung in den besetzten Ge-
bieten wehrte sich durch einen passiven Wi-
derstand. Die Politik der produktiven Pfänder 
der Franzosen und der passive Widerstand 
der Bevölkerung ruinierten die Wirtschaft . 
Die Infl ation galoppierte und es kam zu Mas-
senentlassungen. Für einen Dollar zahlte man 
im Juni 1923 150 000 Mark, im November 
1923 bereits 12 Milliarden Mark.

Die Löhne wurden täglich ausbezahlt, weil 
am nächsten Tag die Preise wieder gestiegen 
waren. Viele Gemeinden und Industrieunter-
nehmen konnten nicht genügend Zahlungs-
mittel aufb ringen, deswegen gestattete ihnen 
die badische Regierung, Notgeld herauszuge-
ben. Erst als in Berlin die neue Reichsregie-
rung unter Reichskanzler Stresemann am 26. 
September 1923 den Ruhrkampf beendete 
und im November des gleichen Jahres die 
Währungsreform die Infl ation beendete, er-
holte sich das Land Baden. Im Sommer 1924 
zogen die französischen Truppen aus Karls-
ruhe, Mannheim und Off enburg ab.
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Erholte Konjunktur

Ab 1924 wuchs die Konjunktur in Baden. 
Es entwickelten sich Industriegebiete: im 
Mannheimer und Weinheimer Raum die 
Maschinen- die elektrotechnische und Le-
derindustrie, in Teilen Nordbadens die Ta-
bakverarbeitung, in Pforzheim die Schmuck-
warenindustrie, in der Karlsruher Umge-
bung die Maschinen-, Nähmaschinen- und 
Fahrradindustrie, an den Flüssen Murg und 
Oos die Maschinen- und Papierindustrie, in 
Mittelbaden die Tabakindustrie, im Gebiet 
Freiburgs die Textilindustrie und Orches-
trionfabrikation, im Oberrheintal die Tex-
til- und elektrochemische Industrie, im öst-

lichen Schwarzwald die Uhrenindustrie und 
in der Umgebung des Bodensees die Maschi-
nen-, Nahrungsmittel- und Textilindustrie. 
Die 1921 gegründete Badenwerk AG wuchs 
zu einem fl ächendeckenden Energieunter-
nehmen, das das Land fast überall mit Strom 
versorgte. Verstärkter Stromzufl uss kam von 
der 1928 gegründeten Schluchseewerk AG im 
Schwarzwald, dem größten Energiespeicher-
werk in Deutschland, das zu diesem Zweck 
die Fläche des Schluchsees um ein Vielfaches 
erweiterte, indem ganze Siedlungen über-
fl utet wurden. Die Gemeinden bekamen so-
mit Licht und die Betriebe konnten Tag- und 
Nachtschichten fahren. Das Handwerk und 
die Landwirtschaft  wurden großenteils durch 

Offizielle Abdankungsurkunde von Großherzog Friedrich II. am 22.11.1918 (Generallandesarchiv Karlsruhe)
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den Elektromotor mechanisiert und das Tele-
fon und das Radio fanden rasche Verbreitung. 
Die Entwicklung des Automobils führte zu 
verstärkter Mobilität der Bevölkerung.

Bildung

Im Bereich der Schulbildung konnten die Mäd-
chen vermehrt eine höhere Schule besuchen, 
deren erfolgreicher Abschluss zur Immatriku-
lation an der Universität berechtigte, die schul-
pfl ichtigen Jugendlichen besuchten immer öf-
ter ein Gymnasium, ein Realgymnasium oder 
eine Oberrealschule. Die Lehrerausbildung 
wurde in eine akademische Ausbildung mit 
Abitur als Voraussetzung umgewandelt, Karls-
ruhe bekam eine simultane, Freiburg eine ka-
tholische und Heidelberg eine evangelische 
Lehrerbildungsanstalt. Auch die Studenten-
zahlen an badischen Hochschulen nahmen 
stark zu, besonders die der Studentinnen, im 
Zeitraum von Anfang der zwanziger Jahre bis 
1933 verdoppelte sich die Zahl der Studierwilli-
gen. Trotz der aufsteigenden Konjunktur Mitte 
der 20er Jahre gab es in Baden keine goldenen 
Zwanziger Jahre. Schon die Grenzlage des Lan-
des verhinderte eine weitere wirtschaft liche 
Entwicklung, und die Arbeitslosigkeit nahm 
ab Mitte der 20er Jahre wieder verstärkt zu.

Weltwirtschaftskrise

Die Weltwirtschaft skrise 1929 bewirkte ein 
weiteres Ansteigen der Arbeitslosigkeit, im Ja-
nuar 1932 waren 117 000 Personen, im gesam-
ten Jahr 1932 waren rund 7 % der badischen 
Bevölkerung erwerbslos, im Vergleich dazu 
waren im gleichen Zeitraum in Württemberg 
4,3 % der Bevölkerung arbeitslos, im Deut-
schen Reich 8,7 % der Bevölkerung. In Ba-

den stieg die Arbeitslosigkeit bis zum Januar 
1933 auf 183 5821 Personen. Die Arbeitslosig-
keit trat vor allem in den Städten auf, in den 
ländlichen Bezirken hatte die Arbeitslosig-
keit keine so gravierenden Folgen, weil viele 
Menschen hier einem landwirtschaft lichen 
Nebenerwerb nachgehen konnten. In der In-
vestitionsgüter- und der Maschinenindustrie 
gab es viele Entlassungen, ebenso in der Forst- 
und Bauwirtschaft , auch in der Tabakindust-
rie. Für die Holzwirtschaft  war der Preis für 
Nadelschnittholz bis 1932 wegen eines welt-
weiten Überangebots um mehr als die Hälft e 
gefallen, der Tabakanbau ging wegen der lau-
fenden Tabaksteuererhöhungen zurück. Die 
verarmte Bevölkerung in den Städten wurde 
durch karitative Volksküchen verköstigt, wäh-
rend das Land Baden wenig für seine Bürger 
tun konnte. Am 9. Juli 1931 verfügte aber die 
badische Regierung die Kürzung der Gehälter, 
Löhne und Pensionen im öff entlichen Dienst.

Auflösung Badens

Kurz vor der Weltwirtschaft skrise fand in Ba-
den am 27.10.1929 die Wahl zum letzten de-
mokratischen Landtag statt. Von 1919–1925 
gab es im Landtag eine stabile Regierung der 
Weimarer Koalition (Zentrum, SPD, DDP), 
die so genannt wurde, weil sie die erste Koa-
lition in der Weimarer Nationalversammlung 
war. Von 1925–1929 bestand in Baden wieder 
eine solide Regierungskoalition, diesmal nur 
aus Zentrum und SPD. 1929 erreichten die 
Parteien der Weimarer Koalition die Mehrheit 
von 58 Sitzen der insgesamt 88 Abgeordneten-
mandate im Parlament, aber die rechten Par-
teien legten zu, die NSDAP konnte mit ihren 
6 Abgeordnetensitzen sogar Fraktionsstatus 
erreichen. Eine Regierung der Weimarer Ko-
alition kam aber nicht zustande, weil die DDP 
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das Vorhaben des Zentrums nicht unterstützen 
wollte, Konkordatsverhandlungen mit der Ka-
tholischen Kirche zu führen. Die SPD tolerierte 
diese Verhandlungen vorerst. So wurde wieder 
eine Regierung aus Zentrum und SPD gebildet, 
in der der frühere SPD-Staatspräsident Rem-
mele das Kultus- und Justizministerium über-
nahm, ehe er sich 1931 nach Berlin zurückzog, 
um dort seinem Reichstagsmandat nachkom-
men zu können. Nach dem Weggang Rem-
meles aus der Landespolitik verlor die SPD an 
Einfl uss in der Regierung, zumal 1931 durch 
die Aufnahme der DVP in die Regierungskoa-
lition die Regierung nach rechts tendierte. Der 
Fraktionsvorsitzende des Zentrums Ernst Föhr 
konnte nun ohne große Beeinträchtigung die 
Verhandlungen zum Abschluss eines Konkor-
dats mit dem Vatikan vorantreiben.

Parallel dazu führte die badische Regierung 
auch Verhandlungen mit der Vereinigten Evan-
gelisch-Protestantischen Landeskirche Badens. 
Die SPD lehnte 1932 auf einem Sonderpartei-
tag das Konkordat ab und schied aus der Re-
gierung aus, somit bestand eine Minderheits-
regierung aus Zentrum und DVP. Das Gesetz 
des Freistaates Baden mit dem Heiligen Stuhl 
und das Gesetz des Freistaates Baden mit der 
Vereinigten Evangelisch-Protestantischen Lan-
deskirche Badens konnte noch verabschiedet 
werden, weil die drei Abgeordneten der Wirt-
schaft spartei das Vorhaben der Minderheitsre-
gierung unterstützten und weil bei der nun be-
stehenden Patt-Situation die Stimme des Land-
tagspräsidenten den Ausschlag gab. In diesen 
Gesetzen wurden u. a. der konfessionelle Reli-
gionsunterricht an den christlichen Gemein-
schaft sschulen unter Aufsicht der Kirchen und 
die Besetzung der katholischen und evangeli-
schen Lehrstühle an den badischen Universitä-
ten ohne staatliche Einmischung geregelt.

Seit 1927 entwickelte sich die Partei der 
 NSDAP zu einer immer stärker werdenden 

Partei in Baden. Adolf Hitler ernannte Robert 
Wagner zum badischen Gauleiter. Hitler trat 
1927 erstmals auf einer Versammlung in Hei-
delberg auf, im gleichen Jahr erschien erstmals 
das Parteiblatt »Der Führer«, das zweimal wö-
chentlich herauskam. 1928 erreichte die NS-
DAP bei den Reichstagswahlen im Land noch 
2,9 % der Stimmen, bei den Landtagswahlen im 
Oktober 1929 waren es schon 7 %, das bedeu-
tete 6 Abgeordnetenmandate und Fraktions-
status für die rechte Partei. Der Durchbruch 
für die NSDAP kam bei den Reichstagswah-
len 1930, als die Partei 19,2 % der Stimmen 
im Land erzielte, im Reichsdurchschnitt wa-
ren es »nur« 18,3 %. Bei den Reichstagswah-
len am 31. Juli 1932 kamen die Nationalsozia-
listen in Baden sogar auf 36,9 % der Stimmen 
und übertrafen somit die bisher stärkste Partei 
im Land, das Zentrum. Wegen der hohen Ar-
beitslosigkeit gaben viele Arbeiter und Arbeits-
lose der Partei ihre Stimme, aber auch Bauern, 
Angestellte und Beamte wählten die NSDAP. 
Für die Jugendlichen, vor allem die Jungwäh-
ler, war die »jugendliche Partei« sehr attraktiv, 
die viele Versprechungen machte. Die NSDAP 
war eine »kämpfende Partei«, sie kämpft e ge-
gen die Linken, die »Kapitalisten« und Juden. 
In den Wahlkämpfen suchte sie die Konfron-
tation mit den politischen Gegnern und ent-
fachte Schlägereien in den Sälen und auf der 
Straße, ja sogar im badischen Parlament kam 
es zu tumultartigen Szenen. Als Hitler am 30. 
Januar 1933 Reichskanzler wurde, übernahm 
die NSDAP sehr schnell die Macht im Land. 
Aus der Reichstagswahl am 5. März 1933 ging 
die Partei in Baden als klarer Sieger hervor, sie 
erreichte 45,4 % der Stimmen, im Reichsdurch-
schnitt 43,9 %. Am Tag nach der Wahl wurden 
von den SA-Einheiten auf allen öff entlichen 
Gebäuden in Baden die Hakenkreuzfahne ge-
hisst. Hiergegen legte die badische Regierung 
unter Staatspräsident Schmitt Protest ein.
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Am 7. März 1933 trat das Zentrum mit der 
NSDAP in Verhandlungen über eine neue 
Regierung im Land, einen Tag später wurde 
die DNVP hinzugezogen. In dieser Verhand-
lung hatte sich der Fraktionsvorsitzende der 
NSDAP im badischen Landtag, Walter Köh-
ler, gegenüber der Landesregierung bereiter-
klärt, die Hakenkreuzfahnen von den öff ent-
lichen Gebäuden einzuholen. Dies geschah in 
einer feierlichen Veranstaltung, die gleichzei-
tig eine Werbung für den Nationalsozialismus 
darstellen sollte. Noch am Abend des gleichen 
Tages setzte der neue Reichsinnenminister Dr. 
Frick aufgrund der »Verordnung des Reichs-
präsidenten zum Schutz von Volk und Staat« 
vom 28. Februar 1933 Gauleiter Robert Wag-
ner zum Reichskommissar von Baden ein. 
Ihm wurden somit die Befugnisse des Staats-
präsidenten übertragen. Am 9. März über-
nahm Wagner vom badischen Innenminister 
Dr. Umhauer die Polizeigewalt. Die alte ba-
dische Regierung legte gegen die Ernennung 
Wagners zum Reichskommissar von Baden 
Protest bei der Reichsregierung und Klage 
beim Staatsgerichtshof ein.

Die Lage für die demokratische Landesre-
gierung wurde immer unerträglicher, nach-
dem die SA, die SS und der Stahlhelm zur 
Hilfspolizei erklärt wurden. Sie trat am 10. 
März 1933 zurück, um einer neuen Regie-
rung freie Hand zu lassen. Als geschäft sfüh-
rende Regierung hat die alte Regierung noch 
am 11. März die Kirchenverträge mit der 
 katholischen und der evangelischen Kirche 
unterschrieben und für den 14. März 1933 
den Landtag einberufen. Diese Einberufung 
widerrief Wagner, indem er sich auf die Ge-
fährdung der öff entlichen Sicherheit und 
Ordnung berief, er setzte die alte Regierung 
am 11. März 1933 ab und übernahm die Lei-
tung der Staatsgeschäft e und damit das Amt 
des Staatspräsidenten.

Staatspräsident Dr. Joseph Schmitt wich 
unter Protest der Gewalt. Dies war das Ende 
der Demokratie im Land Baden von der Kur-
pfalz bis zum Bodensee.

Im deutschen Reichstag wurde am 23. März 
1933 gegen die Stimmen der SPD das Ermäch-
tigungsgesetz angenommen, in dessen Folge 
Deutschland gleichgeschaltet wurde. Damit 
wurde die vertikale Gewaltenteilung in Reich 
– Länder – Gemeinden aufgehoben. Nach 
der Gleichstellung mit dem Reichstag ge-
hörten dem badischen Landtag bei einer Ge-
samtstärke von 57 Sitzen 30 Abgeordnete der 
NSDAP, 17 dem Zentrum, 8 der SPD und 2 der 
DNVP an. Dieser Landtag trat aber nur noch 
einmal am 9. Juni 1933 zusammen, um das Ge-
setzgebungsrecht auf die Landesregierung zu 
übertragen. Im Juli begannen die Selbstaufl ö-
sungen der demokratischen Parteien. Mit dem 
»Gesetz über den Neuaufb au des Reichs« vom 
30. Januar 1934 wurden die Volksvertretungen 
der Länder aufgehoben, die Hoheitsrechte der 
Länder gingen auf das Reich über. Die badi-
sche Landesregierung unterstand fortan der 
Reichsregierung, die mit dem Reichsstatthal-
tergesetz einen Statthalter des Reiches für das 
Land bestellte, für Baden war das Robert Wag-
ner, der seinen Parteigenossen Walter Köhler 
am 6. Mai 1933 zum badischen Ministerprä-
sidenten ernannte und der bis zum Ende der 
Naziherrschaft  regierte. Nun war Baden eine 
Provinz des Deutschen Reiches geworden. 
Und so entstand eine Diktatur.
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Badisches
Volksleben

Sonderausstellung im 
Kloster Museum St. Märgen

08.05. – 09.10.2016 

Ländliche Lebensweisen 
im 19. Jahrhundert

Kloster Museum St. Märgen
Rathausplatz 1, 79274 St. Märgen
www.kloster-museum.de

Sonderveranstaltungen
Vernissage: 
08.05.2016, 11:00 Uhr

Kostümführungen: 29.05., 
26.06., 31.07. und 25.09.2016, 
jeweils 11:45 Uhr

Museumsnacht mit Vortragsabend 
„Badisch angerichtet“: 
27.08.2016 ab 20:00 Uhr 
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